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EU−GIPFELINLAEKEN

Kriegsführung auf europäisch

Einige Hürden müssen
zwar noch ausdemWeg
geräumt werden, die
Richtungstehtjedoch
fest: Die EUhat eine
Armee. Damit will sie

künftigininternationalen
Krisenherden präsent

seinkönnen.

Für "mehr soziales Euro-
pa", gegendas Anti−Terror−Pa-
ket der EU und gegen den
Krieg in Afghanistan gingen
am vergangenen Donnerstag
rund 80.000 Menschen in
Brüssel auf die Straße. Am
Vortag des EU−Gipfels hatte
der Europäische Gewerk-
schaftsbund (EGB) dazu auf-
gerufen− amstärkstenvertre-
ten waren mit 45.000 und
20.000 die Delegationen aus
Belgien und Frankreich. Aber
auch die Fahnen von Solidar-
nosc, des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes oder von slo-
wakischen und kroatischen
Syndikaten wehteni meiskal-
tenBrüsseler Wind. Der Gene-
ralsekretär des EGB Emilio
Gabaglio verhalten opti mis-
tisch: "Seit demGipfel in Niz-
zavor einemJahrgabesFort-
schritte, doch das soziale Eu-
ropa kommt nur mit kleinen
Schritten voran", stellte der
Gewerkschaftschef während
der Auftaktkundgebungfest.

Derweil wurdejenseits der
Mauern des Laekener Schlos-
ses am Brüsseler Stadtrand
etwas Anderes erörtert: der
erste offizielle Militäreinsatz
einer gesamteuropäischen
Armee. "Ich denke, dass man
voneinemWendepunktinder
Geschichte der Europäischen
Union reden kann", jubelte
Belgiens Außenminister
Louis Michel, als er amFrei-
tagabend der überraschten
Presse von einem unmittel-
bar bevorstehenden "wichti-
gen Präzedenzfall" berichte-
te: Alle 15 Mitgliedstaaten
würden zusammen eine Frie-
denstruppe von 4.000 Solda-
ten nach Afghanistan entsen-
den. Mit dem Gipfel in
Schloss Laeken geht Belgiens
Präsidentschaft der Europäi-
schen Union zu Ende, eine
Aufgabe, die alle sechs Mona-

te ein anderes EU−Mitglied
überni mmt. Bevor er die eu-
ropäische Fackel an Spanien
weitergab, wollte Michel of-
fensichtlich historische Ak-
zentesetzen.
Seine beherzte Initiative

war jedoch selbst den unge-
duldigsten Kriegsbefürwor-
tern seiner Kollegen etwas zu
voreilig. "Selbst wenn wir
wollten[eineEU−Einheitstrup-
pe für Afghanistan aufstel-
len], könnten wir nicht", sagte
der deutsche Außenminister
Joseph Fischer gegenüber
Journalisten. "Diese Angele-
genheit wird innerhalb des
UN−Sicherheitsrates geregelt."
Fischer meinte, zwar müsse
die Rolle der EUimPost−Tali-
ban−Prozess sichtbar sein,
noch aber sei "man nicht so
weit mit den Strukturen" der
eigenen Verteidigungspolitik.
Es gebeindiesemPunkt keine
Kontroverse sondern ein
"Missverständnis", stellte
Bundeskanzler Gerhard
Schröder am Freitagabend
klar. Auchfür Schröder stand
fest, dass der Einsatz vomBe-
schluss des UN−Sicherheits-
rates abhängt, der Zeit und
Raum festlegt. Deutschland
wird möglicherweise mit
1.500 Mann an der Aktion be-
teiligt sein. Die EU werde je-
dochkeineeigeneTruppeent-
senden, aber über die militäri-
schen Einheiten ihrer Mit-
gliedstaaten dabei sein, so
Schröder.
Und doch: Seit demLaeke-

ner Gipfel hat Europaeine Ar-
mee. Bis 2003 soll ein Heer
von 60.000 Soldaten für Kri-
seneinsätze bereitstehen. Bei
Bedarf sollen sie innerhalb
von60 Tagen Gewehr bei Fuß
stehen und bis ein Jahr lang
in einem Umkreis von 3.000
Kilometern umEuropa herum
aktiv sein. Die Europäische

Schnelle Eingreiftruppe war
seit einigenJahren ein Gipfel−
Dauerbrenner. Allerdings
konnten die 15 Mitgliedstaa-
tenin dieser Sachelange Zeit
nicht über dennationalenTel-
lerrand blicken. Seit dem11.
September kamen sie jedoch
wesentlich schneller voran.
Selbst den Hauptstreitpunkt,
die Finanzierung der neuen
europäischen Armee, konnte
manweitgehendaus demWeg
räumen.

Friedensschaffende
Armee
Darüber, welche Aufgaben

die Truppe übernehmen soll,
haben die Staats− und Regie-
rungschefs in Laeken eben-
falls beraten. "Wenn wir sa-
gen, die Eingreiftruppe ist
funktionsbereit, meinen wir,
dassihre wesentlichen Aufga-
ben darin bestehen, huma-
nitäre Missionen zu erfüllen",
hatte der britische Europa−
Minister Peter Hain i m ver-
gangenen Monat betont. "Und
nicht, dass die Truppe befugt
ist, sich an friedenserzwin-
genden Maßnahmen (peace
enforcement operations) zu
beteiligen." In der Job−Des-
cription der Eingreiftruppe
waren zunächst lediglich die
so genannten "Petersberg−
Aufgaben" vorgesehen. Dazu
gehören humanitäre Einsätze,
friedenerhaltende und frie-
denschaffende Maßnahmen
i m Krisenmanagement. Doch
nach den Attentaten in New
York würden manche EU−Mi-
nister das Betätigungsfeldder
Truppe gerne weiter fassen.
"DieIdeeist Schrittfür Schritt
entwickelt worden", sagte
Belgiens Premierminister Guy
Verhofstadt Anfang Dezem-
ber. "Der 11. September war
das Element, das die Sache

15Staaten, ein
militärischer
Oberbefehl:
Die EU-Mitglied-
staaten arbeiten
kräftigan einer
gemeinsamen
"Schnellen Ein-
greiftruppe" für
internationale
Einsätze.
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beschleunigt hat." Im Ge-
spräch ist etwa die Beteili-
gung an Bombardements wie
in Afghanistan und die Schaf-
fung von Spezialeinheiten.
AmSamstag beschlossen die
15 dann formell, eine 4.000
Personen starke Friedens-
truppe nach Afghanistan zu
entsenden.
Kurz vor demGipfel schien

die Einheitssti mmung ge-
trübt: Griechenland wollte bei
der Einheitstruppe nicht mit-
machen, weil die EU ein Ab-
kommen mit der Türkei ge-
troffen hatte. Umdie Eingreif-
truppe aufzustellen, muss die
EU nämlich auf Strukturen
und Ausrüstung der Nato
zurückgreifen. Während der
letzten zwei Jahre hatte je-
doch die Türkei den Zugriff
trotz intensiver Verhandlun-
gen blockiert und ein Veto-
recht bei Operationeninihrer
Sicherheitssphäre verlangt.
Auf den Deal, der Türkei ein
Mitspracherecht bei den Akti-
vitätender schnellenEingreif-
truppe einzuräumen, wollte
sichdie EUschließlicheinlas-
sen. Doch Griechenland blieb
hart. Man brauche eine Rück-
versicherung, dass der Deal
mit der Türkei nicht die stra-
tegischen Interessen Grie-
chenlands gefährde, hieß es
dazuaus Athen.
"Die letzten Hürden umei-

neEinigungüber das EU−Nato−
Abkommenzuerreichen, wer-
den in den nächsten Wochen
und Monaten aus dem Weg
geräumt", kündigte jedoch
Belgiens Premierminister Guy
Verhofstadt am Rande des
Gipfels an. Dennoch fiel die
groß angekündigte Geburts-
stunde der EU−Armee etwas
weniger feierlich aus als ge-
plant. Denn ohne einen Zu-
satzpakt, in demfestgehalten
ist, dass die EU die Nato−Lo-

gistik grundsätzlich mitnut-
zen kann, schwindet die
Glaubwürdigkeit der neuen
Truppe. Das Abkommen mit
der Türkei dürfte ohnehinvor
allemeinemschnellenEinsatz
der TruppeimWegstehen: Je-
des Mal, wennineiner Opera-
tion der schnellen Eingreif-
truppeauf die Natozurückge-
griffen werden soll, müssen
sich die Mitglieder des
Nordatlantik−Bündnisses tref-
fen und von Fall zu Fall ent-
scheiden.
Dochder Konflikt zwischen

Griechenland und der Türkei
dürfte nicht das einzig ver-
bleibende Problem bei der
Aufstellung der EU−Truppe
sein. ObdieschnelleEU−Trup-
pe i m wirklichen Kriegsge-
schehen mit US−Streitkräften
mithalten kann, ist ungewiss.
Denn auch wenn es kauman
menschlichen Ressourcen
fehlen wird, die Mängelliste
des gesamteuropäischen
Kriegsmaterials ist lang. Die
verschiedenen Armeen verfü-
gen über unterschiedliche,
zum Teil nicht kompatible
Waffensysteme. Zudem ha-
pert es an einer abhörsiche-
ren Kommunikation, es gibt
kein europäisches Satelliten−
NavigationssystemundimAr-
senal fehlen Präzisionswaffen
wie Cruise Missiles oder Ab-
wehrgeschosse sowie adä-
quate Transportkapazitäten
auf demWasser oder zuLand.
Demnach wäre die EU gar

nicht in der Lage, ihre "Rapid
ReactionForce" schnell in die
anvisierten Krisengebiete zu
befördern. Nach Meinung von
Experten wären dazu mehr
als 60 Seetransporter notwen-
dig, bislang stehen aber nur
sechs zur Verfügung. Um die
größten Lückenzuschließen,
wäre es notwendig, die mi-
litärischen Aufgaben und die
dazugehörige Material− und
Know−how−Beschaffung euro-
paweit zu verteilen. Doch die
Finanzierung der Truppe so-
wie des gemeinsamen Arse-
nals ist i mmer wieder Streitt-
hema zwischen den 15 EU−
Staaten. Das "International In-
stitute for Strategies Studies"
(IISS) kamim Oktober in sei-
ner Untersuchung"The Milita-
ryBalance 2001−2002" zu dem
Schluss, dass die europäi-
schen Staaten ihre Budgets
und Strukturen den militäri-
schen Realitäten anpassen
müssen. Dabei würde die De-
batte in Deutschland über ei-
ne Modernisierung der Armee
einen frischen Impetus lie-
fern. Fazit auch dieser Studie:
Für eine effiziente EU−Truppe
müssen die 15 in der Zukunft
etwas tiefer in die Tasche
greifen. Nicht nur deswegen
wird die Schnelle Eingreif-
truppe künftig ein fester
Punkt auf der Tagesordnung
vonEU−Gipfelnsein.
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